
99. Verordnung der Kärntner Landesregie-
rung vom 11. September 2012, Zahl: 08-NAT-
2033/10-2012, mit der ein Gebiet westlich der
Ortschaft Tschachoritsch am Südabhang der
Sattnitz, an der Grenze zwischen den Gemein-
den Köttmannsdorf und Ludmannsdorf, zum
Europaschutzgebiet „Hainsche Moor“ erklärt
wird. 

Aufgrund des § 24a des Kärntner Natur-
schutzgesetzes 2002, LGBl. Nr. 79, idF LGBl.
Nr. 8/2012, sowie des § 2a Abs. 1 und 2 des
Kärntner Kundmachungsgesetzes (K-KMG),
LGBl. Nr. 25/1986, zuletzt geändert durch das
Landesverfassungsgesetz LGBl Nr. 57/2002,
wird verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

(1) Das Hainsche Moor westlich der Ort-
schaft Tschachoritsch im Bezirk Klagenfurt-
Land wird zum Europaschutzgebiet „Hain-
sche Moor“ erklärt. 

(2) Das Europaschutzgebiet „Hainsche
Moor“ umfasst Gebietsteile der Gemeinden
Köttmannsdorf und Ludmannsdorf (politi-
scher Bezirk Klagenfurt-Land) und ist inner-
halb der im Abs. 3 umschriebenen Grenzen in
den Katastralgemeinden Wellersdorf und
Wurdach gelegen. 

(3) Die Grenzen des Europaschutzgebietes
sind in der planlichen Darstellung der Abtei-
lung 3 – Landesentwicklung und Gemeinden
des Amtes der Kärntner Landesregierung vom
Dezember 2011 (Datum Bearbeitungsstand)
im Maßstab 1:1000 – DIN A3 festgelegt. Diese
planliche Darstellung ist wesentlicher Inhalt
dieser Verordnung und liegt bei der für recht-
liche Angelegenheiten des Naturschutzes zu-
ständigen Abteilung des Amtes der Kärntner
Landesregierung und bei der Bezirkshaupt-
mannschaft Klagenfurt sowie bei den Ge-

meinden Köttmannsdorf und Ludmannsdorf
während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Amtsstunden (§ 13 Abs. 5 AVG) zur
allgemeinen Einsicht auf. 

§ 2
Erhaltungsziele

Diese Verordnung dient der Bewahrung oder
Wiederherstellung eines günstigen Erhal-
tungszustandes der im Europaschutzgebiet
„Hainsche Moor“ vorkommenden Schutzgü-
ter gemäß Anhang I und II der FFH-Richtlinie
(92/43/EWG) bzw der in der Anlage aufgeli-
steten Schutzgüter. Das Schutzziel ist daher
die Erhaltung und die Wiederherstellung des
kleinflächig ausgebildeten Kalk-Quellhang-
moores. 

§ 3
Schutzbestimmungen

Im Europaschutzgebiet sind folgende Ein-
griffe untersagt:
1. Frei lebende, im Gebiet natürlicher Weise

vorkommende und nicht als Wild geltende
und nicht dem Fischereirecht unterlie-
gende Tiere mutwillig zu beunruhigen, zu
verfolgen, zu verletzen, zu fangen, zu sam-
meln, zu töten oder sich anzueignen. Die-
ser Schutz bezieht sich auf alle ihre Ent-
wicklungsformen und Bestandteile (Fe-
dern, Bälge usw), Brutstätten, Nester und
Einstandsplätze.

2. Das Ansiedeln oder Ausbringen von nicht
heimischen Pflanzenarten und das Ein-
bringen oder Aussetzen nicht heimischer
Tierarten.

3. Die Neuerrichtung von Bauwerken aller
Art, auch solcher, die keiner Baubewilli-
gung bedürfen und das Abändern von be-
stehenden Gebäuden, wenn dies nach
außen in Erscheinung tritt. 

4. Die Errichtung neuer Wege. 
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5. Das Abbauen von Bodenbestandteilen, die
Vornahme von Sprengungen, Grabungen,
Anschüttungen oder die Veränderung der
Bodengestaltung auf andere Weise. 

6. Die Änderung der Wasserläufe und Was-
serflächen und deren Randbereiche, die
Ableitung von Wasser oder die sonstige Be-
einträchtigung des natürlichen Wasser-
und Geschiebehaushaltes.

7. Das Lagern und Zelten. 
8. Das Stapeln von anderen als land- und

forstwirtschaftlichen Gütern. 
9. Das Mitführen von nicht angeleinten Hun-

den. 
10. Die Erregung störenden Lärms, wie insbe-

sondere die Lärmerregung durch Radio-
geräte, CD-Players und dgl. 

11. Das Anbringen von Tafeln, Inschriften
oder dgl, soweit es sich nicht um amtliche
oder im amtlichen Auftrag anzubringende
handelt.

12. Jede Verunreinigung des Geländes. 
13. Die Errichtung von Zäunen.
14. Der Einsatz von Pestiziden und Herbizi-

den sowie jeglicher Düngemittel. 
15. Die Errichtung von Mobilfunksendemast-

anlagen.

§ 4
Ausnahmen von den Schutzbestimmungen

Von den Schutzbestimmungen nach § 3 sind
ausgenommen:

1. Die ordnungsgemäße land- und forstwirt-
schaftliche Nutzung sowie die rechtmäßige
Ausübung der Jagd und Fischerei, sofern
dadurch keine nachhaltig nachteilige Be-
einträchtigung der in dem Gebiet vorkom-
menden Schutzgüter erfolgt und dies dem
Erhaltungsziel des Europaschutzgebietes
nicht widerspricht;

2. das Errichten von Bauwerken und bauli-
chen Anlagen, auch jener, die keiner Baube-
willigung bedürfen, welche jedoch für die
Erreichung der Ziele des Europaschutzge-
bietes, wie beispielsweise in Form von
Bruthilfen für Fledermausarten uÄ, not-
wendig sind;

3. der notwendige Betrieb, der Umbau sowie
Betreuungs- und Erhaltungsarbeiten an
rechtmäßig bestehenden und im öffentli-
chen Interesse stehenden Infrastrukturan-
lagen, sofern dadurch keine nachhaltig
nachteilige Beeinträchtigung der in dem
Gebiet vorkommenden Schutzgüter erfolgt
und dies dem Erhaltungsziel des Europa-
schutzgebietes nicht widerspricht;

4. gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen
nach dem Wasserrechtsgesetz 1959, BGBl
Nr. 215, idFdG BGBl. I Nr. 14/2011 und
nach dem Forstgesetz 1975, BGBl. Nr. 440,
idFdG BGBl I Nr. 55/2007, sowie nach dem
Kärntner Jagdgesetz 2000, LGBl. Nr. 21,
idFdG LGBl. Nr. 83/2008, wie insbesondere
die Nachsuche, die Seuchenbekämpfung
und ähnliche Maßnahmen;

5. Maßnahmen im Rahmen eines Wiederver-
leihungsverfahrens nach dem Wasser-
rechtsgesetz 1959, BGBl. Nr. 215, idFdG
BGBl. I Nr. 14/2011;

6. Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar
drohenden Gefahr für das Leben oder die
Gesundheit von Menschen oder zur unmit-
telbaren Abwehr von Elementarereignissen
und Maßnahmen im Zuge von Aufräu-
mungsarbeiten im direkten Zusammen-
hang mit Elementarereignissen;

7. Maßnahmen im Rahmen von Einsätzen der
Organe der öffentlichen Sicherheit, Ret-
tungsorganisationen, einschließlich der
Maßnahmen zur Vorbereitung solcher
Einsätze sowie Such- und Rettungsmaß-
nahmen im Sinne des § 135 Luftfahrtge-
setz, BGBl. Nr. 253/1957, idFdG BGBl. I
Nr. 77/2012;

8. Maßnahmen im Rahmen eines Einsatzes
des Bundesheeres in den Fällen des § 2 Abs.
1 lit a bis c des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I
Nr. 146, idFdG BGBl. I Nr. 63/2012, einsch-
ließlich der Maßnahmen zur Vorbereitung
solcher Einsätze.

§ 5
Ausnahmebewilligungen

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann
auf Ansuchen im Einzelfall Ausnahmen für
die im Abs. 2 angeführten Maßnahmen von
den Verboten des § 3 bewilligen, soweit diese
Maßnahmen den Erhaltungszielen nach § 2
nicht widersprechen und keine erhebliche Be-
einträchtigung des Europaschutzgebietes zu
erwarten ist. 

(2) Als Maßnahmen, die einer Bewilligung
im Sinne des Abs. 1 zugänglich sind, werden
insbesondere festgelegt:

1. Vorhaben von wissenschaftlichen Institu-
tionen und Fachgelehrten, wenn diese Vor-
haben im Interesse der Wissenschaft und
Erforschung des Gebietes (zB Überwa-
chung des Erhaltungszustandes von
Schutzgütern oder im Rahmen von Be-
richtspflichten gem. Art. 11 und 17 FFH-
Richtlinie, 92/43/EWG) gelegen sind;

2. Maßnahmen, die der Bewahrung, Entwick-
lung oder Wiederherstellung eines günsti-
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gen Erhaltungszustandes der Schutzgüter
oder der Sicherstellung einer möglichst
ausgewogenen pflanzlichen und tierischen
Artenvielfalt dienen;

3. Vorhaben, die im Hinblick auf Art. 7a Abs.
2 K-LVG der Förderung des Umweltbe-
wusstseins der Bewohner und Besucher
Kärntens zu Schulungs- und Lehrzwecken
dienen.

§ 6

Kennzeichnung des Schutzgebietes

Die Kennzeichnung des Schutzgebietes hat
durch Tafeln, die die Aufschrift „Europa-
schutzgebiet Hainsche Moor“ und das Kärnt-
ner Landeswappen tragen, zu erfolgen. Wei-
tere, dem Schutzzweck entsprechende Hin-
weise sind zulässig.

§ 7
Strafen

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmun-
gen dieser Verordnung werden als Verwal-
tungsübertretung nach § 67 des Kärntner Na-
turschutzgesetzes 2002 bestraft. 

§ 8
Umsetzungshinweis

Durch diese Verordnung wird die Richtlinie
92/43/EWG vom 21. Mai 1992 des Rates zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume so-
wie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl.
Nr. L 206, S 7, umgesetzt. 

Für die Kärntner Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

D ö r f l e r
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Code-Nr. Deutscher Name Wissenschaftlicher Name

1078 *Russischer Bär Callimorpha quadripunctaria

Code-Nr. Lebensraumtyp

6410 Pfeifengraswiesen auf kalkreichem Boden, torfigen und tonig-schluffigen
Böden (Molinion caeruleae)

7220 *Kalktuffquellen (Cratoneurion)

7230 Kalkreiche Niedermoore

Anlage:
Schutzgüter sind folgende natürliche Lebensräume und Tierarten. 

Wirbellose nach Anhang II FFH-RL 

100. Verordnung der Kärntner Landesre-
gierung vom 25. September 2012, Zl. 03-Ro-
ALL-373/38-2012, mit der ein Sachgebiets-
programm für Standorträume von Windkraft-
anlagen erlassen wird (Windkraftstandort -
räume-Verordnung)

Gemäß § 3 Abs. 1 und 4 des Kärntner
Raumordnungsgesetzes – K-ROG, LGBl. Nr.
76/1969, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr.
5/1990, 42/1994, 86/1996 und 136/2001 sowie
der Kundmachungen LGBl. Nr. 60/1994 und
89/1994, wird verordnet:

§ 1
Zielbestimmung 

Ziel dieser Verordnung ist es, die energeti-
sche Nutzung der Windpotenziale des Landes
Kärnten unter weitgehender Erhaltung der Ei-
genart der Kärntner Landschaft und der Iden-
tität der Regionen des Landes zu ermöglichen.

§ 2
Geltungsbereich 

Den Gegenstand dieser Verordnung bildet
die raumordnungsfachliche Zulässigkeit der
Errichtung von Windparks in Kärnten.

Lebensräume nach Anhang I FFH-RL

*prioritärer Lebensraumtyp oder prioritäre Art nach Anhang I bzw. II FFH-Richtlinie



§ 3
Begriffsbestimmung

(1) Als Windpark gelten drei oder mehr
Windkraftanlagen nach Abs. 2 am selben
Standortraum, ungeachtet dessen, ob diese
Windkraftanlagen eine betriebsorganisatori-
sche Einheit bilden.

(2) Windkraftanlagen im Sinn dieser Verord-
nung sind Anlagen zur Erzeugung elektrischer
Energie aus Windkraft, ausgenommen kleine
Windenergieanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM EN
61400-2 (Windenergieanlagen Teil 2: Sicher-
heit kleiner Windenergieanlagen, Ausgabeda-
tum: 01.04.2007).

(3) Der Dauersiedlungsraum im Sinne die-
ser Verordnung ist jener Anteil des Landes
Kärnten, der für eine ganzjährige Besiedelung
geeignet sowie wirtschaftlich und verkehrs-
mäßig genutzt ist. Almen, Fels, Ödland, Wald
und Wasserflächen sind davon ausgeschlossen.

§ 4
Standorträume

(1) Als Standorträume für Windparks gelten
jene Gebiete des Landes Kärnten, in denen
a) die Eigenart der Kärntner Landschaft und

die Identität der Regionen des Landes
durch die Errichtung großtechnischer An-
lagen aufgrund spezifischer Sichtverhält-
nisse nicht oder nur in geringem Ausmaß
verändert wird,

b) auch im Fall von Kumulationswirkungen
(bei windtechnischer Nutzung mehrerer
Standorträume) keine erheblichen Auswir-
kungen auf die Landschaft sowie den Cha-
rakter der Landschaft zu erwarten sind,

c) eine landschaftsgebundene Erholungsnut-
zung insbesondere in touristisch stark ge-
nutzten Räumen durch die Errichtung
großtechnischer Anlagen nicht oder nur ge-
ringfügig beeinträchtigt werden kann,

d) die Funktionsfähigkeit des Naturhaushal-
tes durch die Errichtung von Windkraftan-
lagen nur geringfügig beeinträchtigt wird,

e) bei Betrieb von Windparks keine unzumut-
baren Belastungen für dauergenutzte
Wohngebäude und Siedlungen zu erwarten
sind,

f) die Trinkwasserversorgung der Bevölke-
rung im Unglücksfall nicht gefährdet oder
nachhaltig beeinträchtigt werden kann,

g) keine Beeinträchtigung militärischer Anla-
gen oder der militärischen Luftraumüber-
wachung zu erwarten ist.

(2) Als Standorträume für Windparks kom-
men nicht in Betracht:
a) National- und Biosphärenparke,

b) Naturschutzgebiete,
c) Landschaftsschutzgebiete,
d) Naturparke,
e) ökologische Sonderstandorte, an denen die

Errichtung oder der Betrieb von Windparks
mit den Schutzzielen der FFH-Richtlinie
oder der Vogelschutz-Richtlinie nicht im
Einklang steht.

§ 5
Spezifische Standortvoraussetzungen

(1) Um die Auswirkungen von Windparks
auf das Landschaftsbild und den Charakter
der Kärntner Landschaft gering zu halten,
gelten nur jene Standorträume als geeignet,
bei denen eine geringe Fernwirksamkeit der
Anlagen sowohl für den Dauersiedlungsraum
als auch für den alpinen Raum gewährleistet
ist. Die Größe der jeweils zulässigen Anlagen
richtet sich dabei nach dem Grad der Einseh-
barkeit der Standorträume. Als Berechnungs-
grundlage für die Einsehbarkeit der Standor-
träume und davon abgeleitet der Festlegung
von Standorttypen wird von einer generellen
Nabenhöhe von 80 m ausgegangen, unabhän-
gig von der zur Errichtung zugelassenen Na-
benhöhe. Die Frage der ökologischen Verträg-
lichkeit entsprechender Standorte bleibt von
den nachfolgenden Regelungen unberührt.

(2) Als Standorttyp 1 gelten jene Standor-
träume, bei denen folgende Sichtbarkeitsver-
hältnisse gegeben sind:
a) Maximale Sichtbarkeit aus dem Dauer-

siedlungsraum:
Radius bis 10 km:
Sichtbarkeit von max. 7 km²,
Radius bis 25 km:
Sichtbarkeit von max. 20 km²,
Radius bis 40 km:
Sichtbarkeit von max. 50 km²;

b) Maximale fernwirksame Sichtbarkeit:
Radius bis 40 km:
Sichtbarkeit von max. 150 km².

Im Standortraum des Standorttyp 1 sind
Windkraftanlagen (§ 3 Abs. 2) mit einer Na-
benhöhe von mehr als 80 m zulässig, solange
diese Grenzwerte der Sichtbarkeit nicht über-
schritten werden.

(3) Als Standorttyp 2 gelten jene Standor-
träume, bei denen folgende Sichtbarkeitsver-
hältnisse gegeben sind:
a) Maximale Sichtbarkeit aus dem Dauer-

siedlungsraum:
Radius bis 10 km:
Sichtbarkeit von max.  10 km²,
Radius bis 25 km:
Sichtbarkeit von max.  40 km²,
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Radius bis 40 km:
Sichtbarkeit von max. 100 km²;

b) Maximale fernwirksame Sichtbarkeit:
Radius bis 40 km:
Sichtbarkeit von max. 200 km².

Im Standortraum des Standorttyp 2 sind
Windkraftanlagen (§ 3 Abs. 2) mit einer Na-
benhöhe bis zu 80 m zulässig.

(4) Als Standorttyp 3 gelten jene Standor-
träume, bei denen folgende Sichtbarkeitsver-
hältnisse gegeben sind:
a) Maximale Sichtbarkeit aus dem Dauer-

siedlungsraum:
Radius bis 10 km:
Sichtbarkeit von max.  13 km²,
Radius bis 25 km:
Sichtbarkeit von max.  60 km²,
Radius bis 40 km:
Sichtbarkeit von max. 150 km²;

b) Maximale fernwirksame Sichtbarkeit:
Radius bis 40 km:
Sichtbarkeit von max. 250 km².

Im Standortraum des Standorttyp 3 sind
Windkraftanlagen (§ 3 Abs. 2) mit einer Na-
benhöhe bis zu 60 m zulässig.

(5) Wenn in einem Standortraum durch ein-
zelne Windkraftanlagen eines Windparks die
Grenzwerte der Sichtbarkeit eines Standort-
typs nach Abs. 2 bis Abs. 4 bei einem Radius
überschritten werden, dann sind dennoch
Windkraftanlagen mit Nabenhöhen des ent-
sprechenden Standorttyps zulässig, wenn un-
ter Berücksichtigung der geländespezifischen
Gegebenheiten sowie der für den Raum inner-
halb des betroffenen Radius angestrebten Be-
völkerungs-, Siedlungs- und Wirtschaftsent-
wicklung in einem raumordnungsfachlichen
Gutachten der Nachweis geführt wird, dass
durch den Windpark eine unzumutbare Beein-
trächtigung des Orts- und Landschaftsbildes
nicht zu erwarten ist.

(6) Die Entfernung von Windparks zu stän-
dig bewohnten Gebäuden und zu gewidmetem
Bauland, das für dauergenutzte Wohngebäude
bestimmt ist, muss mindestens 1500 m betra-
gen. Eine Unterschreitung dieser Distanz ist
dann zulässig, wenn aufgrund der geländespe-
zifischen Gegebenheiten, zB durch die Ab-
schirmungswirkung vorgelagerter Berge, we-
der unzumutbare Belastungen von ständig be-
wohnten Gebäuden möglich und sicherheits-

technische Anforderungen im erforderlichen
Ausmaß berücksichtigt sind. 

(7) Gemeinden mit mehr als 100.000 Über-
nachtungen von Urlaubs- und Feriengästen
pro Jahr, deren touristischer Schwerpunkt in
der landschaftsgebundenen Erholungsnut-
zung liegt, sind wegen der besonderen land-
schaftlichen Gegebenheiten und deren land-
schaftlichen Potenziale für regionale Wert-
schöpfungen aus dem Tourismus als Standort-
gemeinden für Windparks nicht geeignet. 

§ 6
Verweisungen

Soweit in dieser Verordnung auf Richtlinien
der Europäischen Union verwiesen wird, sind
diese in der nachstehenden Fassung anzuwen-
den:
a) Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom

2. April 1979 über die Erhaltung der wild-
lebenden Vogelarten, ABl. Nr. L 103 vom
24. 4. 1979, S 1, zuletzt in der Fassung der
Richtlinie 2008/102/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 19. Novem-
ber 2008, ABl. Nr. L 323 vom 3.12.2008, S 31
(Vogelschutz-Richtlinie);

b) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.
Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen, ABl. Nr. L 206 vom 27. 7. 92,
S 7, zuletzt in der Fassung der Richtlinie
2006/105/EG des Rates vom 20. November
2006, ABl. Nr. L 363 vom 20.12.2006, S 368
(FFH-Richtlinie).

§7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt an dem ihrer
Kundmachung folgenden Monatsersten in
Kraft.

(2) Diese Verordnung ist spätestens nach Ab-
lauf von drei Jahren nach dem Inkrafttreten
im Hinblick auf die Zielsetzung des § 1 zu eva-
luieren.

(3) Diese Verordnung tritt nach Ablauf von
vier Jahren nach ihrem Inkrafttreten außer
Kraft.

Für die Kärntner Landesregierung:
Der Landeshauptmann:
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